
14.2.
Die örtlichen Räte als Organe 
der Volksvertretungen

14.2.1.
Die staatsrechtliche Stellung der Räte
Die örtlichen Räte sind vollziehend-ü er fü­
gende Organe ihrer Volksvertretungen. Sie 
sind der jeweiligen Volksvertretung und dem 
übergeordneten Rat für ihre Tätigkeit ver­
antwortlich und rechenschaftspflichtig. Die 
Stellung der örtlichen Räte ergibt' sich dar­
aus, daß sie von der Volksvertretung zur 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung zwi­
schen den Tagungen gewählt werden. Die 
Räte sichern die Entfaltung der Tätigkeit 
der Volksvertretungen als arbeitende Kör­
perschaften und organisieren die Leitung der 
gesellschaftlichen Entwicklung in deren Ver­
antwortungsbereich (vgl. Art. 83 Abs. 1 und 
2 Verfassung; § 8 Abs. 1 und 4 GöV).

Der Begriff vollziehend-verfügende Organe12 
bedeutet' daß die Räte die Durchführung 
der Beschlüsse der jeweiligen Volksvertre­
tung organisieren, also vollziehend tätig wer­
den, und daß sie dazu die Befugnis besitzen, 
selbst Entscheidungen zu treffen, also ver­
fügend tätig zu werden (§ 8 Abs. 5 GöV).

Die örtlichen Räte sind : 
der Magistrat 
der Hauptstadt der DDR,
Berlin
die Räte der Bezirke 
die Räte der Stadtkreise 
die Räte der Landkreise 
die Räte der Berliner 
Stadtbezirke 
die Räte der 
Stadtbezirke 
die Räte der 
kreisangehörigen Städte 
die Räte der Gemeinden

In den rechtlichen Regelungen, insbeson­
dere im Gesetz über den Ministerrat und im 
GöV, werden die Räte verpflichtet, in Durch­
führung der Beschlüsse der Partei der Arbei­
terklasse die einheitliche staatliche Leitung 
und Planung zu sichern und mit der schöp­
ferischen Aktivität der Werktätigen auf al­
len Gebieten wirksam zu verbinden. Diesem 
Ziel dient auch die doppelte Unterstellung

der örtlichen Räte (vgl. Abb. 7), die in ihrer 
Tätigkeit ständig und unmittelbar die Ein­
heit von zentraler und örtlicher, von terri­
torialer und zweiglicher Leitung zu gewähr­
leisten haben.13

Eine einfache Unterstellung nur unter 
die Volksvertretungen würde die örtlichen 
Räte nicht befähigen, diese Funktion voll 
wahrzunehmen. Als Organ der betreffenden 
Volksvertretung trägt der Rat die Verant­
wortung dafür, daß die in den zentralen 
Rechtsvorschriften enthaltenen gesamtge­
sellschaftlichen Erfordernisse die Grundlage 
der territorialen staatlichen Leitung bilden, 
daß die Beschlüsse der Volksvertretung wie 
auch seine eigenen Beschlüsse von diesen 
gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen aus­
gehen und die territorialen Belange richtig 
eingeordnet werden. Eine entscheidende 
Voraussetzung dafür, daß die örtlichen Räte 
diese Verantwortung voll wahrnehmen kön­
nen, ist ihre Unterstellung auch unter den 
jeweils übergeordneten Rat bzw. (der Räte 
der Bezirke) unter den Ministerrat. Diese 
Unterstellung dient der Durchsetzung der 
einheitlichen sozialistischen Staatspolitik 
und hilft den Räten, ihre Verantwortung ge­
genüber der jeweiligen Volksvertretung 
richtig wahrzunehmen und politisch und 
sachlich begründete Entscheidungen zu tref­
fen. Der Inhalt dieser Unterstellung wird 
in §41 Abs. 1 GöV bestimmt: „Der Rat hat 
die naehgeordneten Räte bei der Durchfüh­
rung ihrer Aufgaben anzuleiten, zu unter­
stützen und zu kontrollieren. Er hat sich 
dabei auf die Vermittlung der fortgeschrit­
tensten Erfahrungen und die sachkundige 
Hilfe bei ihrer Anwendung zu konzentrie­
ren." Eine planmäßige und straffe Anleitung 
und Kontrolle trägt dazu bei, die im Fünf­
jahrplan und in den Jahresplänen festgeleg­
ten Ziele zur Leistungsentwicklung der 
Volkswirtschaft sowie zur weiteren Verbes­
serung des materiellen und kulturellen Le­
bensniveaus der Bürger zu erreichen. In die­
sem Zusammenhang spielt die Einbeziehung 
der naehgeordneten Räte in die Vorberei­
tung von Beschlüssen des übergeordneten

12 Vgl. dazu im einzelnen Verwaltungsrecht. 
Lehrbuch, Berlin 1979, S. 32 ff.

13 Vgl. Der demokratische Zentralismus ..., 
a. a. O., S. 160 ff.
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